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nur er feststellen kann, ob für den Steu-
ertransformator der Schutz bei Überlast
und Kurzschluss gegeben ist.

Der Abschnitt 7.2.1 von DIN EN
60204-1 (VDE 0113 Teil 1):1998-11 –
welches die für Ihre Anlage relevante

Norm sein dürfte – legt fest, dass ein
Überstromschutz (Schutz bei Überlast
und Kurzschluss) vorgesehen werden
muss, wenn der Strom in einem Maschi-
nenstromkreis entweder den Bemes-
sungswert eines Bauteils oder die Strom-
belastbarkeit der elektrischen Leiter
überschreiten kann – je nachdem, wel-
ches der niedrigere Wert ist. Entspre-
chende Festlegungen enthält auch die
DIN VDE 0100-430 (VDE 0100 Teil
430).

Transformatorhersteller
befragen

Wenn der Leistungsschalter auf den
max. zulässigen Strom der Sekundär-
wicklung des Transformators eingestellt
wird, können Sie davon ausgehen, dass
sich die Sekundärwicklung im normalen
Betrieb nicht unzulässig hoch erwärmt.
Damit wäre auch gewährleistet, dass es
zu keiner Überlastung der primärseiti-

gen Wicklung kommen kann. Ob der
Schutz bei Kurzschluss auf der Sekun-
därseite durch den Leistungsschalter
gegeben ist, können Sie nur beim Trans-
formatorhersteller klären lassen bzw.
aus dessen technischer Dokumentation
entnehmen.

Vermutlich wird aber – bei den gege-
benen Spannungswerten 400/110 V –
der Schutz bei Kurzschluss für die
Primärwicklung nicht gegeben sein.
Aber auch hierzu kann nur der Trans-
formatorhersteller die entsprechende
Auskunft geben.

Sollte der Transformatorhersteller
dieser Art des Schutzes zustimmen,
können Sie sicher auch den Endkunden
davon überzeugen, denn ein Verbot gibt
es – wie bereits erwähnt – in den rele-
vanten Normen nicht.

W. Hörmann

Wir haben einige Fragen zur richtigen
Anwendung bzw. Durchführung einer
EG-Konformitätserklärung. 

Wir benutzen ältere Maschinen (Bau-
jahr vor 1992), die zu Produktionszwek-
ken in unserem Hause eingesetzt und
nicht im freien Warenverkehr gehandelt
werden.

1) Sind wir verpflichtet, diese Ma-
schinen mit einem CE-Zeichen und der
Erklärung auszurüsten? Wie verhält sich
es, wenn diese Maschinen zu einem spä-
teren Zeitpunkt verkauft werden, kann
dann ein CE-Zeichen erforderlich sein?
Wir haben zwei Anlagenteile (von ver-
schiedenen Lieferanten) gekauft, die
jeweils über eine EG-Herstellererklä-
rung verfügen. Diese vereinten wir zu
einer gesamten Maschine.

2) Müssen wir für diese Maschine
eine CE-Erklärung mit CE-Zeichen
erstellen?

3) Was versteht man unter »dem
Hersteller oder seinem in der Gemein-
schaft niedergelassenen Bevollmächtig-
ten«, der die CE-Kennzeichnung durch-
führen soll?

W. B., Rheinland-Pfalz

Die Anfrage betrifft Maschinen, die
sowohl in den Geltungsbereich der
Maschinenrichtlinie 98/37/EG als auch
in den Geltungsbereich der so genannten
Betreiberrichtlinie 89/655/EWG fallen.
Beide Richtlinien wurden in ähnlichem
Zusammenhang bereits im Rahmen der
Praxisprobleme in den Heften 3 und
4/2003 sowie im »de«-Special »Praxis-
hilfen 5« eingehend von mir behandelt
und können dort nachgelesen werden.
Beide Richtlinien sowie einen umfan-
greichen Kommentar zur Maschinen-
richtlinie, der auch Antwort auf die hier
gestellten Fragen gibt, können Sie aus
dem Internet von der Internetseite der
EU in Brüssel www.newapproach.org/
Directives/DirectiveList.asp kostenlos
herunterladen. 

Zu Frage 1

Maschinen, die vor dem In-Kraft-Treten
der Maschinenrichtlinie in den Verkehr
gebracht wurden, müssen nicht nach-
träglich auf die Anforderungen der
Maschinenrichtlinie hochgerüstet wer-
den. Demzufolge ist weder eine Konfor-
mitätserklärung notwendig noch darf

eine CE-Kennzeichnung angebracht
werden. Letzteres wäre sogar eine Vor-
täuschung eines nicht zutreffenden Sach-
verhalts. Man geht von dem Grundsatz
aus, dass Maschinen, die zum Zeitpunkt
ihrer Inbetriebnahme dem damaligen
Sicherheitsstandard entsprachen, auch
weiterhin als sicher angesehen werden. 

Allerdings müssen Sie prüfen, ob
diese alten Maschinen den – gegenüber
der Maschinenrichtlinie reduzierten –
Sicherheitsanforderungen der Betreiber-
richtlinie 89/655 EWG entsprechen.
Andernfalls müssen Sie die Maschine
auf diese Anforderungen hochrüsten.
Dies hätte allerdings schon bis Ende
1996 geschehen müssen.

Der Ausschluss aus der Maschinen-
richtlinie gilt jedoch nur solange, wie an
diesen Maschinen keine wesentlichen
Änderungen oder Modernisierungen
vorgenommen werden. In diesem Fall
wird sie praktisch als neue Maschine
angesehen und unterliegt voll den tech-
nischen Anforderungen und Formalien
der Maschinenrichtlinie, inklusive
Risikoanalyse, Konformitätserklärung
und CE-Kennzeichnung.

Es wird grundsätzlich nicht unter-
schieden, ob Maschinen im freien
Warenverkehr gehandelt oder nur für

CE-Kennzeichnung von Maschinen
Maschinenrichtlinie 98/37/EG, Betreiberrichtlinie 89/655/EWG
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den eigenen Bedarf gebaut werden. Das
primäre Ziel der EG-Richtlinien ist zwar
der freie Warenverkehr in Europa.
Damit dies aber von allen Mitgliedslän-
dern akzeptiert wird, ist in den Richtli-
nien (Anhang I) ein sicherheitstechni-
scher Mindeststandard festgelegt. Dieser
dient dem Schutz der Personen, die
irgendwie mit der Maschine zu tun
haben. Aus diesem Schutz darf kein Per-
sonenkreis ausgeschlossen werden.

Der Zwang zur Anwendung der
Richtlinien entsteht beim erstmaligen In-
Verkehr-Bringen auf dem Gebiet des
EWR. War dieser Zwang beim
ursprünglichen (erstmaligen) In-Ver-
kehr-Bringen nicht vorhanden, weil die
Richtlinie noch nicht in Kraft war, so
gibt es auch bei einer Wiederinbetrieb-
nahme nach einem Verkauf der
Maschine keinen gesetzlichen Zwang,
jetzt die Maschinenrichtlinie anzuwen-
den, denn es handelt sich nicht mehr um
ein »erstmaliges In-Verkehr-Bringen«.
Dies gilt jedoch nur, wenn die Maschine
innerhalb des EWR von einem Ort an
einen anderen verbracht wird. Dies
schließt nicht aus, dass ein potenzieller
Käufer diese Maschine nur entsprechend
den Sicherheitsanforderungen der
Maschinenrichtlinie erwerben will. Bei
der dann erforderlichen Hochrüstung
handelt es sich aber um eine (privatwirt-
schaftliche) vertragliche Vereinbarung,
für die es keinen gesetzlichen Zwang
gibt.

Anders verhält es sich, wenn dieselbe
Maschine ursprünglich außerhalb des
EWR betrieben wurde und nun durch
den Verkauf in den EWR importiert
wird. Dann entsteht ein gesetzlicher
Zwang zur Anwendung der Richtlinien
weil es sich jetzt um ein erstmaliges In-
Verkehr-Bringen auf dem Gebiet des
EWR handelt.

Zu Frage 2

Die Antwort auf diese Frage lässt sich
aus Artikel 8 Absatz 6 der Maschinen-
richtlinie ableiten. Die Richtlinie bezieht
sich immer auf ein funktionsfähiges
Endprodukt. Stellt man aus mehreren
Komponenten eine Maschine zusam-
men, ist es unerheblich, ob einzelne
Komponenten für sich bereits eine funk-
tionsfähige Maschine darstellen (mit
Konformitätserklärung und CE-Kenn-
zeichnung) oder nicht (nur mit Herstel-
lererklärung). Es entsteht in jedem Fall
eine neue Maschine mit einem erweiter-
ten Funktionsumfang. Der Verantwort-
liche für diese Kombination gilt jetzt als

Hersteller und ist auch dafür verant-
wortlich, dass diese neue Maschine alle
Anforderungen der Maschinenrichtlinie
einhält, einschließlich Konformitätser-
klärung und CE-Kennzeichnung.

Dies gilt unabhängig davon, ob diese
neue Maschine nur für den eigenen
Bedarf oder für einen Dritten gefertigt
wird (siehe Antwort zu Frage 1).

Zu Frage 3

Die Antwort auf diese Frage können Sie
aus dem Kommentar zu Artikel 4,
Absatz 2, der Maschinenrichtlinie ablei-
ten. Als Hersteller gilt zunächst derje-
nige, der für die Entwicklung und die
Herstellung der Maschine die Verant-
wortung trägt und dessen Name auf der
Maschine angegeben wird. Ein Händler,
der eine Maschine unter einem eigenen
Warenzeichen verkauft, gilt dann jedoch
auch als Hersteller dieser Maschine und
hat gegenüber dem Gesetzgeber und
seinem Kunden die Verantwortung für
die Einhaltung der Richtlinie.

Die Richtlinien gelten grundsätzlich
nur für Produkte, die im Gebiet des
EWR betrieben werden – unabhängig
davon, wo der Hersteller sitzt. Will ein
Hersteller aus einem Drittland seine Pro-
dukte in den EWR importieren, so müs-
sen diese alle Anforderungen der zutref-
fenden Richtlinien einhalten. Hierzu
gehören u. A. auch bestimmte Verwal-
tungspflichten z. B., dass die für die
Konformitätserklärung notwendige
Dokumentation auf dem Gebiet des
EWR vorgehalten wird. Hierzu kann
sich dieser Hersteller eines Bevollmäch-
tigten bedienen. Den Bevollmächtigten
benennt der Hersteller, um in dessen
Auftrag bestimmten Anforderungen der
Richtlinie – und nur diesen – innerhalb
des EWR nachzukommen. Der Bevoll-
mächtigte ist jedoch nicht berechtigt,
eigenmächtig Veränderungen an einer
Maschine vorzunehmen, um sie den
Anforderungen der Richtlinie anzupas-
sen und die CE-Kennzeichnung durch-
zuführen. Dies liegt einzig und allein in
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1) Wie lässt sich ein E-Check in
bewohnten Wohnungen ausführen? 

2) Reicht es aus, die nicht verdeckten
Steckdosen bzw. Stromkreise durch-
zuprüfen und zu protokollieren und
dieses dann als E-Check zu dekla-
rieren?

3) Wie ist die Rechtsprechung, wenn an
den Steckdosen, die man nicht kon-
trollieren konnte, etwas passiert?

4) Wie kann man sich absichern?
5) Kann man eine Sichtprüfung einer

Wohnung als kleinen E-Check be-
trachten?

C. U., Hessen

Vor der konkreten Beantwortung der
gestellten Fragen möchte ich hier einige
grundlegende Hinweise geben.

Wenn ein E-Check, d. h. eine Prüfung
der Schutzmaßnahme, durchgeführt
wird, dann muss dies so gründlich wie
möglich erfolgen. Mit der Vergabe der E-
Check-Plakette wird – zusätzlich zum
ausgefüllten Prüfprotokoll – sichtbar
dokumentiert, dass die elektrische Anlage
durch einen Innungsfachbetrieb geprüft
wurde und dass dieser zum Zeitpunkt der
Prüfung keine Mängel erkannte.

Erstprüfung

Auch bei der Erstprüfung elektrischer
Anlagen sollte die E-Check-Plakette zum
Einsatz kommen. Im Zusammenhang
mit der Erstprüfung nach DIN VDE
0100 Teil 610 (April 2004) besteht eine
Prüfung aus dem Besichtigen sowie dem
Erproben und Messen. In der genannten

Norm befinden sich im Anhang F Infor-
mationen zu den wiederkehrenden Prü-
fungen mit Empfehlungen zum Umfang
der wiederkehrenden Prüfungen mit
Hinweis auf DIN VDE 0105.

Wiederkehrende Prüfungen

Für den Betrieb elektrischer Anlagen gilt
DIN VDE 0105. Der Teil 100 dieser
Norm geht im Absatz 5.3 »Erhalten des
ordnungsgemäßen Zustandes« auf das
Prüfen elektrischer Anlagen ein. Der
Zweck von Prüfungen besteht u. a.
darin, den Nachweis zu erbringen, dass
eine elektrische Anlage den Errichtungs-
normen und Sicherheitsvorschriften ent-
spricht und sich im ordnungsgemäßen
Zustand befindet.

Entsprechend der genannten Norm
kann die Prüfung das Besichtigen, Mes-
sen und/oder Erproben umfassen.
Wiederkehrende Prüfungen sollen Män-
gel aufdecken, die nach der Inbetrieb-
nahme aufgetreten sind. Dabei kann
man den Umfang der wiederkehrenden
Prüfungen je nach Bedarf und Betriebs-
verhältnissen auf Stichproben beschrän-
ken. Allerdings muss die Beurteilung des
ordnungsgemäßen Zustandes möglich
sein. Die Prüfergebnisse sind zu proto-
kollieren. Daraus folgt also, dass die
erfahrene Elektrofachkraft den Prüfum-
fang selbst festlegen kann.

Zu Frage 1

Diese Frage lässt sich nicht pauschal
beantworten. Allgemein sind Wohnun-
gen so zu prüfen, wie auch die elektri-
schen Anlagen in gewerblich genutzten
Räumen. Es ist mit den Bewohnern abzu-
stimmen, zu welchem Zeitpunkt die Prü-

fung durchgeführt werden kann, und es
ist ratsam, dass der Auftraggeber bzw.
ein »verantwortlicher« Bewohner wäh-
rend der Überprüfung anwesend ist.
Anders als in gewerblichen Bereichen
müssen Sie hier in private Bereiche des
Kunden eindringen. Dies kann gerade
dann zu Problemen führen, wenn der
Bewohner (evtl. Mieter) nicht auch Auf-
traggeber ist. In diesem Zusammenhang
tauchen bei Wohnungsprüfungen häufi-
ger eher menschliche als technische Prob-
leme auf.

Zur technischen Durchführung ver-
weise ich hier auf DIN VDE 0100 Teil
610 (April 2004) und DIN VDE 0105
Teil 100 sowie auf die »de«-Rubrik
»GiG – Gelernt ist gelernt«. In acht Fol-
gen erläuterten die GiG-Beiträge »E-
Check in einer Kfz-Werkstatt« zwischen
Heft 7 und 17/2004 anhand eines Bei-
spiels die Durchführung eines E-Checks.

Zu Frage 2

Da es sich hier um eine wiederkehrende
Prüfung handelt, kann die erfahrene
Elektrofachkraft – wie bereits oben fest-
gestellt – den Prüfumfang selbst festle-
gen. Wenn Sie meinen, die vorgeschla-
gene Vorgehensweise zur Beurteilung
des ordnungsgemäßen Zustandes reicht
aus, können Sie so verfahren.

Allerdings wäre hier die Formulie-
rung »verdeckt« zu klären. Steckdosen,
die sich z. B. hinter einem Vorhang
befinden, sollten geprüft werden. Befin-
den sich Steckdosen hinter einem nach-
träglich aufgestellten schweren Eichen-
schrank und sind dadurch nicht
zugänglich, könnte über den Verzicht
der Überprüfung dieser Steckdose nach-
gedacht werden, da der Aufwand zu

E-Check in Wohnungen
DIN VDE 0100 Teil 610:2004-04, DIN VDE 0105 Teil 100
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der Verantwortung des Herstellers.
Stammt er aus einem Drittland, so benö-
tigt er im EWR keinen Bevollmächtig-
ten. Wenn der Hersteller jedoch einen
Bevollmächtigten benennt, damit dieser
in seinem Namen bestimmte Formalitä-
ten erledigt, muss er im EWR niederge-
lassen sein.

Es ist klar zu unterscheiden zwischen
dem »Bevollmächtigten« und dem »Ver-
antwortlichen für das In-Verkehr-Brin-
gen«. Der Bevollmächtigte eines Herstel-

lers steht zu diesem in einem Rechts-
verhältnis. Derjenige, der die Maschine
in Verkehr bringt, braucht dazu über
keinerlei Vollmacht des Herstellers zu
verfügen. 

Gewerbliche Maschinenimporteure,
Wiederverkäufer oder auch Endverbrau-
cher als Direktimporteure sind für das
In-Verkehr-Bringen verantwortlich. Sie
sind damit aber automatisch auch für
die Einhaltung bestimmter Formalien
gegenüber dem Gesetzgeber verantwort-

lich, ohne dabei Bevollmächtigte des
Herstellers zu sein. Mehr noch, sie sind
auch dafür verantwortlich, dass nur
richtlinienkonforme und CE-gekenn-
zeichnete Produkte in den EWR einge-
führt werden.

D. Lenzkes


